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Rechtssatznummer

1

Entscheidungsdatum

29.01.2016

Index

L92009 Sozialhilfe Grundsicherung Mindestsicherung Wien

L92709 Jugendwohlfahrt Kinderheim Wien

Norm

WMG §10

WMG §11

KJHG Wr 2013 §44

Anmerkung

VwGH v. 27.4.2016, Ra 2016/10/0026

Rechtssatz

Dass ein P9egekindergeld iSd § 44 Wr. Kinder- und Jugendhilfegesetz 2013 zum anrechenbaren Einkommen zählt,

entspricht den Bestimmungen der §§ 10 und 11 WMG und der Judikatur zum umfassenden Einkommensbegri=, der

den gesetzlichen Regelungen zugrunde liegt. Für die Beurteilung, ob ein Einkommen den Anspruch auf Sozialhilfe

mindern oder zum Erlöschen bringen kann, ist von einem umfassenden Einkommensbegri= auszugehen, der alle

Einkünfte des Hilfesuchenden umfasst, gleichgültig aus welchem Titel sie ihm zu9ießen (vgl. z.B. VwGH 14.5.2007, Zl.

2005/10/0187; 9.9.2009, Zl. 2006/10/0260). Mangels einer sozialhilferechtlichen Ausnahme (vgl. § 11 Abs. 1 WMG)

betre=end das erwähnte P9egekindergeld ist dieses somit dem Einkommen zuzurechnen, das der BF zur Befriedigung

des Lebensunterhalts der Bedarfsgemeinschaft zur Verfügung steht. Ob für eine vom Mindestsicherungswerber

bezogene Inanzielle Unterstützung eine Steuerp9icht (insbesondere Einkommensteuerp9icht) entsteht oder nicht, ist

im vorliegenden Zusammenhang irrelevant. Zahlreiche Bezüge (wie z.B. Kinderbetreuungsgeld, Arbeitslosengeld,

Notstandhilfe) sind nicht steuerp9ichtig, aber als Einkommen gemäß §§ 10 f. WMG auf den Mindeststandard

anzurechnen. Die Anrechnung des P9egekindergeldes als Einkommen begegnet somit keinen Bedenken.Dass ein

P9egekindergeld iSd Paragraph 44, Wr. Kinder- und Jugendhilfegesetz 2013 zum anrechenbaren Einkommen zählt,

entspricht den Bestimmungen der Paragraphen 10 und 11 WMG und der Judikatur zum umfassenden

Einkommensbegri=, der den gesetzlichen Regelungen zugrunde liegt. Für die Beurteilung, ob ein Einkommen den

Anspruch auf Sozialhilfe mindern oder zum Erlöschen bringen kann, ist von einem umfassenden Einkommensbegri=

auszugehen, der alle Einkünfte des Hilfesuchenden umfasst, gleichgültig aus welchem Titel sie ihm zu9ießen vergleiche

z.B. VwGH 14.5.2007, Zl. 2005/10/0187; 9.9.2009, Zl. 2006/10/0260). Mangels einer sozialhilferechtlichen Ausnahme

vergleiche Paragraph 11, Absatz eins, WMG) betre=end das erwähnte P9egekindergeld ist dieses somit dem

Einkommen zuzurechnen, das der BF zur Befriedigung des Lebensunterhalts der Bedarfsgemeinschaft zur Verfügung

steht. Ob für eine vom Mindestsicherungswerber bezogene Inanzielle Unterstützung eine Steuerp9icht (insbesondere

Einkommensteuerp9icht) entsteht oder nicht, ist im vorliegenden Zusammenhang irrelevant. Zahlreiche Bezüge (wie

z.B. Kinderbetreuungsgeld, Arbeitslosengeld, Notstandhilfe) sind nicht steuerp9ichtig, aber als Einkommen gemäß

Paragraphen 10, f. WMG auf den Mindeststandard anzurechnen. Die Anrechnung des P9egekindergeldes als

Einkommen begegnet somit keinen Bedenken.
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